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AnträgeundAnfragenimStadtrat .InderletztenSitzungdesStadtratesstellte
StR .WeigldenAntrag ,dieStrassenbahndirektionzubeauftragen,denVerkehr
vonden Industriebezirkennachder Peripherie der Stadt ,insbesonderein
westlicherRichtung ,nachdemArbeit sschüussin denWerkstättenundFabriken
möglichstzuverdichten ,umeineklagloseBeförderungderin ihreWohnstätten
strebendenArbeiterschaftzuermöglichen.DieGemeindevertretungerhebgbei
denkompetentenStellenernsthlft dasVerlangennachWiederaufnahmedes
Stadtbahnverkehres ,zu mindestensin denArbeitsstunden ,wobeibesondersauf
den Arbeitsschluss in den Fabriksbetrieben und Werkstätten Rücksicht zunehmen
ist .- Ein weiterer Antrag des StR .Weigl bezieht sich auf die Regelungder
BezügederBedienstetenderStellwagenunternehmungen.- StR .Weiglrichtet
aucheineAnfrageandenBürgermeister,ober geneigtsei überdieForderungen
der bei der Gemeindebeschäftigten Lastautoshauffeure innerhalb 14 Tagenan
denStadtratzu berichten .- NacheinemAntragedesStR .Emmerlingseider
Magistratzu beauftragen ,denberechtigtenWünschender Gehilfenbeider
EinführungderSonntagsruheimFleischhauergewerbein demzuerstattenden
GutachtenRechnungzutragen .- StR .Sigålbeantragte ,denMagistrataufzu¬

fordern,vmitdenErbendes StR .Gräfins Einvernehmenzu setzen ,umeine
Abtretung des notwendigenGrundstreifens zur geraden Weiterführung derThalia - ¬

strasseunddesStrassenbahngleisesvonderEnenkelstrasseanzuerzielen .-¬
StR .Schmidbeantragte auf Grundeines vomGemeinderateEllendeingebrachten
Antrages ,wonacheine Kommissioneinzusetzen sei ,welche die bei denMilitär - ¬
bauleitungenvorhandenenBaustoffezu erfassenhat ,umsie demWienerBauhand-¬
werke zuzuführen ,von der Einsetzung einer Kommissionabzusehen .Esbesteht

bereits eine Baustoffverwertungsstelle der Hauptanstalt für Sachdemobilisierung
( Wirtschaftsverband des Baugewerbes ) ,demauch ein Vertreter der GemeindeWien
angehõrt ,dasWienerBaugewerbealso bei der Sachdemobilisierungvertreten
ist und Gelegenheit hat ,seine Ansprüche auf Baustoffe geltend zu machen .

SämtlicheAnträgeundAnfragenwurdender geschäftsordnungsmässigenBehandlung
zugewiesen .

— .
Fürsorgefondfür Schulkinderim10. Bezirk .DurcheineimJahre1917veran-¬
staltete Sammlunghaben mehrere Funktionäre des 10 . BezirkeseinenBetragvon

50. 000Kronenin Kriegsanleiheaufgebrachtundes soll dieserBetraginForm
einer Stiftung einemFürsorgefondfür solcheSchulkindergewidmetsein ,welche
eine vonder GemeindeWienim10. Bezirkerhalteneallgemeineöffentliche
Volks -oderBürgerschulemitdeutscherUnterrichtssprachebesuchen .Das
Stiftungsvermögensoll vonder GemeindeWienverwaltet werdenunddieVerlei -¬
hungder Stiftung einemKuratorium ,bestehendaus demVorsitzendendes
Ortschulrates ,demBezirksschulinspektor,demBezirksvorsteher ,demPoliezei¬
bezirksmeiter und dem Präsidenten des Industriellenklubs zustehen ,Ueberdie
Verwendungder Stiftungserträgnisse ist alljährlich der GemeindeWienRechnung

in der letzten Stadtratsitzung
zu legen .Nach einem Antrage des VB .Reumann/hat sich die GemeindeWien

bereit erklärt ,WieVerwahrungund Verwaltungdes „ Fürsorgefondesfür
Schulkinderim10. Bezirkes" zuübernehmenundhatdemvorgelegtenStift-¬
briefentwurfezugestimmt.

—. . . . - . . ——
DieFertigstellungbegonnenerBauten.Inderletzten .SitzungdesStadtrates
berichteteStR .VaugoinübereinenAntragdesGR.Ellend ,betreffenddie
Fertigstellung begonnener Bauten .Diese Frage hat die Gemeinde Wienschon
seit mehrals vier Jahrenbeschäftigt .Esist auchein Zusammenwirkendes
Staates und der Gemeindeunter Zustimmungder WienerBankenin Aussichtge- ¬
nommengewesen ,wozusich die Regierungauchgrundsätzlichbereiterklärte

unddieArbeitsgebietehiebeiderartabsteckte,dassdiegeplanteFörderung
derprivatenBautätigkeitgewidmetsei ,wogegendiejemeinnützigeBautätigkeit
imeigenenWirkungskreisedesStaateszufördernwäre .SeitensderRegierung
wäredaserforderlicheKapitalunterMitwirkungderBankenaufzubringenund
einegesetzlicheRegelungvorzunehmengewesen,umauchbeiüberlastetenRe¬
alitäten solcheZugeständnissederGläubigerzuerreichen ,welchediefür
die FertigstellunggebrachtenOpferwenigstenszueinemkleinenBruchteile
ersetzensollen.DieganzeSacheistaberVderRegierungumkeinenSchritt
weitergekommen.VonderneuenReiguerngist für dieSchaffungvonNotwohnun-¬
geneinKreditvon10MillionenKronenbewilligtworden.Unterden
VerwendungszweckenbefindetsichauchdieFertigstellungbegonnenerBauten.
DieFinanzverwaltunghataberdieVerwendungvonGeldernausdiesemKredite
nur untorder Bedingungzugestanden ,dass lediglich der Mehrbetragder
Kostengetragenwerde ,welchesichausderVollendungimgegenwärtigem
Zeitpunktegegenüberden künftigen Friedenspreisenergebe .Die GemeindeWien
hatdieSacheauseigenemimWegederVerhandlungeinzednerFälleinAngriff
genommenundes wirdzu denhiernacherwachsendenKosteneineentsprechende
QuoteausdemKrediteder Regierungangefordertwerden .Gegenwärtighat
die GemeindeWienbei stark belasteten Bauten aus demTitel derFort¬
führungdes BaueskeinenentsprechendenAnspruchauf wenigstensteilweise
RückvergütungihresAufwandesundeineimVerorgngswegedurchdieRegie¬
rungzubewirkendeSicherstellungwärenotwendig .DiebestehendeAktion
könntein der Weiseerweitertwerden ,dassimstädtischenWohnungsfürsorge¬
ausschuss die dort als Experten bereits bestellten fachmännischenVer¬

treter ermächtigtwürden ,imEinvernehmenmit demStadtbauamtedievon
denAntragstellerngewünschtenFeststellungenvorzunehmen.Fürdiese
Feststellungen könntennochweitere Mitglieder aus den Kreisender
Baugewerbekooptiert werdenundauf Grunddes ermittelten Bedarfeswäre
danndieSicherstellungdesRohmaterialdsunddieDurchführungder
Arbeitenzubewerkställigen .Eswirddaherbeantragt ,derStadtrat
wolle zustimmen ,dass die Angelegenheit in diesem Sinne demGemeinderats - ¬
ausschussefürstädtischeWohnungsfürsorgevorgelegtwerde.EinZusatz-¬
antrag des Berichterstatters ,dahingehend ,dass der 10 MillionenKronen- ¬
FondzurTragungjenesMehraufwandeszuverwendenist ,dersichausden
wirklichenjetzigen Bauaufwandeunddemdurchdie derzeitigeZinclage

zuverzinserdenwertgeringenKapitalergibtmwirdangenommen .Ebensowird
ein ZusatzantragdesStR .Melcherangenommen,dasStadtbauamtezuersuchen
jenenfertigzustellendenBauten ,bei denendie finanziellenVerhält-¬
bisse . gøordnetsind ,die MaterialzufuhrundLieferungin ersterLinie
zu ermöglichen .Ferner wird sich die Gemeindenach der erfolgten Erhebung

bezüglichder finanziellenLagedesfertigzustellendenBauesdamitbefassen
wieeineeventuelleGarantiefür eineVerzinsungzu gewährleistenist ,
jedoch unter der Bedingung ,dass die Zinsen von der GemeindeWienmit
demHauseigentümergemeinsambestimmtwerden.
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